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1138 Sethe. Die Satzungsautonomie In Bezug auf die LiqUIdation einer KGdA ZIP 27/98 
komme darauf an. dass die Hauptschuld auf einem Haustürge­
schäft beruht. Es sollte daher der Versuch unternommen wer­
den. den EuGH durch eine emeute Vorlage zu einer Modifi­
kation seines Standpunkts zu bewegen. 
4. Das Verbraucherkreditgesetz und die Richtlinie 87/102/ 
EWG sind auf Bürgschaftsverträge auch dann nicht anwendbar, 
wenn Bürge und Hauptschuldner Verbraucher sind. Die Frage 
ist allerdings offen und bedarf der Klärung durch den EuGH. 
5. Die Frage. ob Bürgschaften bei fehlender Verbraucher­
eigenschaft des Hauptschuldners dem deutschen Haustürwi­
derrufsgesetz unterliegen, ist durch die Dietzinger-Entschei­
dung des EuGH EG-rechtlich nicht präjudiziert. Systematisch 
sprechen gerade im Lichte dieser Entscheidung starke Gründe 
für eine Anwendung des § 1 HWiG 
RolfSethe .,.) 
6. Die Ansicht des IX. Zivilsenats, es sei für die Anwendung 
des § 1 HWiG auf Bürgschaften erforderlich, dass sowohl 
Hauptschuld als auch Bürgschaft in einer Hautürsituation zu­
stande gekommen sind, dürfte mit der Ansicht des EuGH in 
Widerspruch stehen. Zumindest ist die Rechtlage so unklar, 
dass eine Klärung durch eine weitere Vorlage erfolgen muss. 
Sollte der EuGH dann bei seiner Auffassung bleiben, so sollte 
§ 1 HWiG angewandt werden, wenn entweder der Bürge 
oder der Hauptschuldner sich in einer Haustürsituation ver­
pHichten. 
7. An der entsprechenden Anwendbarkeit des Verbraucherkre­
ditgesetzes auf den Schuldbeitritt zu einem Kreditvertrag ist 
unabhängig von der Verbrauchereigenschaft des Kreditneh­
mers festzuhalten. Jede andere Handhabung bedürfte einer 
Vorlage an den EuGH 
Die Satzungsautonomie in Bezug auf die Liquidation einer KGaA 
Die Reichweite der Satzungsautonomie bei der Liquidation einer 
KGaA erschließt sich aus dem Gesetz noch schwerer als bei einer 
AG (5. dazu Sethe, ZIP 1998, 770), weshalb grundsätzliche Fra­
gen ebenso umstritten sind wie Detailfragen. Der Beitrag versucht 
eine Klärung. 
1. EinfUhrung 
Ziel des nachfolgenden Beitrags ist es, die Satzungsautonomie 
in Bezug auf die Liquidation einer KGaA aufzuzeigen. l ) Dies er­
scheint aus zwei Gründen notwendig. Zum einen erschließt sich 
der Umfang der Satzungsautonomie in Bezug auf die Liquidati­
on nur schwer, weshalb zahlreiche Fragen umstritten oder gar 
offen sind. Wegen dieser Rechtsunsicherheit und dem bei 
Gründung der Gesellschaft oft fehlenden Weitblick auf das 
Ende der Gesellschaft sind Satzungsregelungen in Bezug auf die 
Abwicklung selten.2) Zum anderen unterscheidet sich die KGaA 
von der AG grundlegend. Denn die rechtliche Regelung der 
KGaA stellt eine Mischung aus Aktien- und Personengesell­
schaftsrecht dar (vgl. § 278 Abs.2 und 3 AktG). Zudem setzt 
sich die Rechtsform aus zwei Gesellschaftergruppen zusammen, 
deren jeweilige Rechtsstellung stark voneinander abweicht. 
Diese Unterschiede wirken sich auch auf das Liquidationsver­
fahren aus. so dass sich die für die Liquidation der AG gelten­
den Regeln nicht ohne weiteres übertragen lassen. Im Folgen­
den werden die Gründe fur die Auflösung der Gesellschaft 3) und 
der genaue Ablaufder Liquidation als bekannt vorausgesetzt:) 
II. Das anwendbare Recht 
Zur Abwicklung der KGaA findet sich nur die Bestimmung 
des §290 AktG, die die Bestellung und Abberufung der Ab­
wickler regelt und damit §265 AktG modifiziert. Um die 
") Dr. iur" LLM" Wissenscha.ftlicher l'vlitarbelter an der 
Universität Tiibingen 
Reichweite der Satzungsautonomie bei der Liquidation einer 
KGaA aufzeigen zu können, gilt es zunächst, das anwendbare 
Recht zu bestimmen. Dies erscheint schon deshalb notwen­
dig, weil § 290 AktG hierzu keine Aussage enthält und das 
Schrifttum die Problematik zumeist offen lässt. Vielfach fin­
det sich nur der pauschale Hinweis auf § 278 Abs. 3 AktG, der 
das erste Buch des AktG zur Anwendung bringt Nach dieser 
Ansichf) wären allein die §§264 ff AktG mafSgeblich,61 ohne 
dass diese Ansicht jedoch erklären könnte, wie der Liquidati­
onsüberschuss zwischen den Gesellschaftergruppen zu vertei­
len ist. Eine zweite Ansiehe) wendet auf die Liquidation zu-
I) Die Satzungsautonomie in Bezug auf d,e Liquldallon e,ner AG ist darge­

stellt bei SeIhe, ZIP 1998.770. 

2) Dies mag auch darauf beruhen. dass viele Formularbücher d,e Liquidation 

der KGaA nicht erwähnen. "gl. etwa HojJmann-Bfckmg, in: Beck'sches Formu­

larbuch zum Bürgerlichen, Handels- und Wirtschafisrecht. 6. AufL. 1995. 

S, 1225 tr, 1323 tI; Hollers, in: 'v1ünchener Vertragshandbuch, Bd. 1, Gesell· 

schaftsrecht. 3. Autl., 1992, S. 603 fr; Vo!hard lI,a, in: Hopt (Hrsg.). Vertrags· 

und Formularhandbuch. 1995, S. 150 tr; ausführlicher dagegen in Happ, Ak­

tienrecht, 1995, \.04 Rz. 37. 

3) Vgl. §289 AktG. Weitere Autlösungsgrunde tinden sich In §396 AktG, §3 

Abs. 1 Satz 1 VereinsG. § 38 KWG und §§ 1 f LöschG. Zur Streichung des Lö­

schungsgesetzes und zur Neuregelung (Art. 47 EGlnsO, Gesetz v. 5.10.1994, 

BGBII, 2911) in § 141. FGG K Schmidl. GmbHR 1994, 829. 830 Ir 

4) Zu den Details des GläubIgerschutzes während der LiquidatIon vgL K. 
Schmidl, ZTP 1981. L 

5) BaumbachlHueck. AktG, 13. Aufl., 1968. §290 Rz. 2: Crzm'otz, DStR 1'192. 

1404, 1408; SchlegelbergaIQllasso·wski. AktG. 3. Autl.. 1939, §232 Anm. I; 

Richarlz, Die Auflösung und Liquidation der Kommanditgesellschaft auf Akti­

en. Diss. Köln, 1934. S. 28; Wimpjheimer, Die Gesellschaften des Handels­

rechts und bürgerlichen Rechts im Stadium der Liquiddtlon. 1908, S. 2f (die 

belden Letztgenannten zum HGB von 1897j. 

6) Eine solche Schlussfolgerung könnte man auch aus dem Wortlaut der Ma­

terialien ziehen, da der Gesetzgeber sich in der Begründung zu § 331 HGB da­

mit begnügte. den Verweis auf das Aktienrecht zu erläutern (vgL Denkschrift i, 

S. 180; Denkschrifi 11. in: HahnlMugdan, S. 3410, doch wäre eine solche 
Schlussfolgerung voreilig, s. unten Text zu Fulln. 22). 

7) Barz, in: Großkomm. z. AktG, 3. Aufl.• 1973, §290 Anm. I, §289 Anm. 

23: i'vferltnJ. in: Kölner Komm. z. AktG. L Auf1-. 1971 Ef. § 278 Rz. 96, §2'10 

Rz. 2; Huffir, AktG. 3. AufL. 1997, §278 Rz. /} i. V. m. §290 Rz. 1; Komig. Die 

Stellung der Komplementäre zur GeschdtlsfUhrung der Kommanditgesell­

schaft auf Aktien, Diss. Leipzig, 1912, S. -16: Voges. Die Bilanz der Komman­

ditgesellschaft auf Aktien, Diss. Göttingen, 1928. S. 60 f. 
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nächst die §§264 ff AktG an; fur die anschließende Verteilung 
des Liquidationsüberschusses zwischen den persönlich haften­
den Gesellschaftern und der Gesamtheit der Kommanditaktio­
näre sowie für die Verteilung unter mehreren persönlich haf­
tenden Gesellschaftern gelte sodann das Personengesellschafts­
recht. Eine dritte AnsichtS) wendet auf die Liquidation des 
Grundkapitals der KGaA die §§264 ff AktG an, während auf 
den Liquidationsanteil der Komplementäre allein das Perso­
nengesellschaftsrecht Anwendung finde, weshalb das Sperr­
jahr insoweit nicht gelte. 
Diese vetwirrende Meinungsvielfalt ist darauf zurückzuftihren, 
dass zumeist nicht näher begründet wird, warum sich ein Teil 
der Liquidation nach Aktienrecht, ein anderer nach Personen­
gesellschaftsrecht richten soll. Es fehlt also an einer klaren Be­
stimmung des anwendbaren Rechts und damit einer Grenzzie­
hung zwischen Personengesellschaftsrecht einerseits und Akti­
enrecht andererseits. Eine solche soll im Folgenden entwickelt 
werden. 
Ausgangspunkt ist dabei §278 AktG. Dessen Absatz 2 erklärt 
das Personengesellschaftsrecht in Bezug auf das Rechtsverhält­
nis der Komplementäre untereinander, zur Gesamtheit der 
Kommanditaktionäre und zu Dritten fur anwendbar. Aktien­
rechtliche Normen sind nach §278 Abs. 3 AktG nur im Übri­
gen anzuwenden. Aus dem Wortlaut der Norm lässt sich ab­
leiten, dass die Rechtsstellung des einzelnen Kommanditaktio­
närs sich nach Aktienrecht richtet, da nur die Rechtsbezie­
hung zur Gesamtheit der Kommanditaktionäre dem Personen­
gesellschaftsrecht unterstellt wird.9) Darüber hinaus erlauben 
weder der Wortlaut noch die Materialien Rückschlüsse darauf, 
welche Teilbereiche des Rechts der KGaA unter Abs.2 und 
welche unter Abs. 3 fallen sollen. 
Eine Abgrenzung beider Bereiche erschließt sich erst durch 
den Rückgriff auf das Personengesellschaftsrecht selbst, näm­
lich durch einen Vergleich von KG und KGaA. Anders formu­
liert heißt dies, dass die in Bezug genommenen Normen zur 
KG daraufuin untersucht werden müssen, welches Maß an 
Vertragsfreiheit sie gewähren und wie sie die Gläubiger schüt­
zen. lO) Soweit bei der KG ein erhöhter Gläubigerschutz erfor­
derlich ist, um der beschränkten Haftung der Kommanditis­
ten Rechnung zu tragen, ist die Vertragsfreiheit ausgeschlos­
sen (vgl. §161 Abs.2, §§128, 170 ffHGB sowie arg. e. contr. 
aus § 163 HGB). Dies gilt für die Bereiche der Errichtung der 
Gesellschaft im weiteren Sinne sowie die Aufbringung und 
den Erhalt der Einlage (vgl. §§ 176 und 171 fHGB). Nicht dis­
positiv geregelt sind daher die Struktur der KG und alle den 
Gläubigerschutz betreffenden Fragen. 
Da bei der KGaA die Kommanditisten durch die Aktionäre 
"ersetzt" sind und deren Rechtsstellung unter § 278 Abs. 3 
AktG fällt, sind die entsprechenden Fragen bei der KGaA zwin­
gend geregelt. Die BereIChe der Gründungsvoraussetzungen, 
die Grundsätze der Kapitalaufbringung, -erhaltung, Kapitaler­
höhung und -herabsetzung unterfallen allein den zwingenden 
aktienrechtlichen Vorgaben (§278 Abs.3 AktG),lll während 
das Innenverhältnis der Komplementäre untereinander und 
zur Gesamtheit der Kommanditaktionäre sich nach dem 
dispositiven Personengesellschaftsrecht nchtet (§278 Abs.2 
AktG). 
Überträgt man das Abgrenzungskriterium der "schützenswer­
ten Drittinteressen" auf die Liquidation der KGaA, muss die 
Abwicklung bis zur Begleichung der bekannten Verbindlich­
keiten und dem Ablauf des Sperrjahres dem zwingenden Akti­
enrecht unterliegen, denn so lange berührt die Liquidation 
den gläubigerschützenden Grundsatz der Kapitalerhaltung. 
Im Gegensatz dazu gilt bei der einfachen KG fiir die gesamte 
Liquidation der Grundsatz der Vertragsfreiheit, 121 da die Gläu­
biger durch die weiter bestehende persönliche Haftung der 
Komplementäre sowie die wiederauflebende persönliche Haf­
tung der Kommanditisten (vgl. § 172 Abs. 4 HGB, § 735 BGB) 
geschützt sind. Da in der KGaA die Kommanditisten durch 
Kommanditaktionäre "ersetzt" sind, diese aber gerade keiner 
persönlichen Haftung oder Nachschusspflicht (vgJ. § 54 Ak1:G) 
unterliegen, lässt sich der Gläubigerschutz nur dadurch ver­
wirklichen, dass auf die KGaA das zwingende aktienrechtliche 
Liquidationsverfahren angewendet wird. 
Gegen diese Argumentation ließe sich einwenden, dass zumin­
dest die vom Grundkapital getrennten Vermögenseinlagen der 
Komplementäre vom aktienrechtlichen Gläubigerschutz aus­
geklammert werden könnten, da die persönliche Haftung der 
Komplementäre die Gläubiger ausreichend sichere. IJ ) Dieser 
Einwand überzeugt jedoch nicht, denn nach Auszahlung des 
Anteils am Liquidationsüberschuss trägt der Gläubiger das zu­
sätzliche Risiko des Vermögensverlusts beim Komplementär. 
Zudem erfasst der Gläubigerschutz seinem Sinn und Zweck 
nach das gesamte Vermögen der KGaA (vgl. auch den Wort­
laut von §272 Abs.l AktG). Denn die KGaA ist juristische 
Person mit einheitlicher Vermögenszuordnung. Eine Aus­
klammerung der Anspruche der Komplementäre verträgt sich 
hiermit nicht. Vermögenseinlagen der Komplementäre unter­
fallen daher genauso dem Sperrjahr wie das Grundkapital.141 
Mit Beginn der Verteilung des Restvermögens nach Befriedi­
gung bekannter Forderungen und Ablauf des SperTjahres än­
dert sich die Schutzrichtung der Liquidation. IS ) Nicht mehr 
8) Godlll,ll"i/hrlmi, AktG.~. Autl., 1'171. §2'10 Anm. 1,3; Sem/er. In: GeI,ler! 
HefermehliEckardt/Kroptf, AktG, 1973 ff, §290 Rz. 2 ft;Joens, Die personhch 
haltenden GeselischJ!ter der Kommanditgesellschaft auf Aktien, Di". HJm· 
burg, 1962. S, 83 t: Ir'imma, DStR 1'195, 1838. 1842; 1'. Mü/üdJIYII.'sk,. Die Stel, 
lung der per;önlich haftenden Gesellschafter der Kommanditgesellschati auf 
Aktien. Dm. Leipzig. 1910, 5.08: S"ßmann, Die rechtliche Stellung des Kom­
plementa" in der Kommanditgesellschaft auf Aktien. Diss. Marburg. 1915. 
S.76f 
9) Selbe. Die personalistische Kapitalgesellschatt mit Börsenzugang, 1990, 
S.113f 
10) Dazu Snhe (FuGn. 'l). S. 110 tr 
11) Mrrtm.. (Ful,n 71. §278 Rz. 45. 90 und Vorb. §278 Rz. 4 ft; SC/b,. 
(Fulln 91.5 112 r 
121 Teilweise abwelChend Seh/egdbaga/K Sehmidl. HGB. 5 Autl, 1986. § 155 
Rz. 42, der § 155 Abs I HGB imofern tur gläubigerschutzend und daher ZWin­
gend häh.Jls \'or der Schlmsverteilung zun:ichst d,e GIJubigerbetriedigun~ 
ertolgen mü"e. Folgt mJn dieser Auftissung. kommt man ebentills zu dem 
Ergebnis, dJSS tür die Liquidation der KGaA b., zur Verteilung das "ktlen· 
rec\Jtltche L'quidJtlomvert:lhren gilt. d" "th .ln der T .lts.lche. d"s; "hützens­
werte Drlmnteressen betroften sind, !lichts :indcrt. 
131 So etwa 5""/0 (FuGn 8i. §290 Rz. ~: Baumhih·j.·Hlledi (Fußn ~i. §290 
Rz. 2; Godlll/\Filbdm: ,Ful;n 81. §2'lO Anm 3 

14) Malm.' (Ful'n. §2'10 Rz. 3: B,JI'Z (Fut'n. 7). §2 QO Anm 7: \\'i·!J'c!I. )(1: 

Grol;komm. z. AktG. 1. AutL § 232 Anm 12; Mar,,,,,,. Adlb;c':lg und !\:lCh· 

tlgken der KommJnditgeseilschaft auf Aktien, Diss. Erlangen. 1928. S. 5 I: 

R,cbarlz (Ful>n 5). S. 32. 

15) Wird allerdings der Gesellschatt während der Verteilung des Vermögens 

eme weltere Forderung bekJnnt. muss die Verteilung ausgesetzt und die Forde­

rung belned'gt werden. "g1. K 5dJlllldl, ZIP 1'181. I. 2. 
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die Gläubiger, sondern die Gesellschatter stehen im Mittel­
punkt der Abwicklung. Da über § 278 Abs. 2 AktG für das In­
nenverhältnis beider Gesellschaftergruppen das flexiblere Per­
sonengesellschafi:srecht zur Anwendung kommt, richtet sich 
die Verteilung des Vermögens zwischen den beiden Gesell­
schattergruppen nach der Satzung oder § 155 HGB. Gleiches 
gilt in Bezug auf die anschliegende Vermögensverteilung in­
nerhalb der Gruppe der Komplementäre. Die Vermögensver­
teilung innerhalb der Gruppe der Kommanditaktionäre richtet 
sICh dagegen nach §271 AktG, da die Rechtsstellung des ein­
zelnen Kommanditaktionärs unter §278 Abs.3 AktG fällt. IO ! 
Für den Abschluss des Liquidationsvertahrens gilt §273 
AktG.i~' 
Im Ergebnis lässt sich damit eine Dreistufigkeit des Liquidati­
onsverfahrens der KGaA und eine entsprechend differenzierte 
Anwendung von Aktien- und Personengesellschaftsrecht fest­
stellen: 18 ! 
- Verfahren bis zur Verteilung des Liquidationsüberschusses 
(Geltung der §§264 tr AktG), 

- Verteilung des Liquidationsüberschusses unter den beiden 

Gesellschaftergruppen (Geltung des HGB ,ql), 

- Verteilung des jeweiligen Anteils am Überschuss innerhalb 
der Gesellschaftergruppen (Geltung des HGB für die Komple­
mentäre, Geltung von §271 AktG für die Kommanditaktio­
näre). 
Diese Dreiteilung entspricht auch der Entstehungsgeschichte 
der Liquidationsvorschriften. Die Art. 201 ff ADHGB regelten 
allein die gläubigerschützenden Aspekte der Liquidation einer 
KG A/o, im Übrigen wurde das subsidiär geltende Recht der 
OHG angewendet.2li Mit dem HGB von 1897 erfolgte eine 
Umkehrung des Regelungsmodells; entsprechend der wirt­
schaftlichen Bedeutung beider Rechtsformen wurde die KGaA 
nun unter weit gehendem Verweis auf das Recht der AG gere­
gelt. Die Vorschriften zur Liquidation fanden sich nun im Ab­
schnitt zur AG. Dass mit dieser gesetzestechnischen Umkeh­
rung eine inhaltliche Änderung im Recht der Liquidation ei­
ner KGaA einhergehen sollte, lässt sich nicht nachweisen. 
Denn die Materialien erläutern nur diese Umkehrung der Ver­
weisungstechnik, weisen aber gerade nicht auf zusätzlich in­
tendierte Änderungen hin.22) Da der Gesetzgeber die in ande­
ren Bereichen vorgenommenen sachlichen Änderungen bei 
der KGaA in seiner Begründung immer offen gelegt hat, lässt 
dies den Schluss zu, dass weiterhin das Personengesellschafts­
recht auf das Innenverhältnis der Gesellschaftergruppen und 
der Komplementäre anzuwenden sein sollte.23l Da § 331 HGB 
fast wörtlich mit §290 AktG übereinstimmt, stützen die Mate­
rialien das für das geltende Recht gefundene Ergebnis einer 
Dreiteilung der Liquidation bei der KGaA. 
Von den eingangs geschilderten Ansichten erweist sich damit 
also die zweite Ansicht als zutreffend, da nur sie dem Span­
nungsverhältnis von Gläubigerschutz einerseits und Ausgleich 
der Gesellschafterinteressen im Innenverhältnis andererseits 
angemessen Rechnung trägt. Die Dreistufigkeit des anwendba­
ren Rechts wirkt sich automatisch auch auf die Bestimmung 
des Umfangs der Satzungsautonomie aus, die im Folgenden 
dargelegt wird. 
III. 	Das Liquidationsverfahren bis zur Befriedigung 
der Gläubiger 
1. Die Bestellung der Abwickler 
Das Liquidationsverfahren bis zum Ablauf des Sperrjahres 
und der Befriedigung bekannter Forderungen richtet sich 
grundsätzlich nach Aktienrecht. Da § 290 AktG jedoch für die 
Bestellung der Abwickler eine §265 AktG verdrängende Son­
derregelung darstellt, können die zur AG gemachten Ausfüh­
rungen über die Reichweite der Satzungsautonomie241 nicht 
übertragen werden. 
§290 Abs.l AktG bestimmt zwar, dass alle Komplementäre 
und von der Hauptversammlung gewählten Abwickler die Li­
quidation durchführen, erklärt aber den Bestellungsvorgang 
insgesamt für dispositiv. Daher reicht die Satzungsautonomie 
in diesem Bereich sogar noch weiter als bei der AG. So kann 
die Satzung Regelungen zur Person der Abwickler oder zu ih­
rer Bestellung treffen. Sie kann den Komplementären ein Ve­
torecht bei der Bestellung der durch die Hauptversammlung 
gewählten Abwickler einräumen; weiterhin wäre eine Ausdeh­
nung der Stimmverbote nach §285 Abs.l Satz 2 Nr. 1 und 6 
AktG, die für aktienbesitzende Komplementäre bei Wahlen 
durch die Hauptversammlung bestehen, auf die Wahl der Ab­
wickler zulässig.25) 
Ebenfalls möglich ist eine Bestimmung, wonach eine Gesell­
schaftergruppe allein die Abwickler bestellt oder der Aufsichts­
rat die Abwicklung vomimmt. l6I Nicht abbedungen werden 
kann die Möglichkeit der gerichtlichen Bestellung und Abbe­
rufung von Abwicklern (§ 290 Abs. 2, § 265 Abs. 3 AktG).271 
Die Satzungsautonomie erstreckt sich auch auf das in § 265 
Abs. 5 Satz 1 AktG festgelegte Recht der Hauptversammlung, 
die von der Satzung oder durch Hauptversammlungsbeschluss 
ernannten Abwickler jederzeit abzuberufen und andere zu er­
nennen. Dieser Vorrang des nachträglichen Hauptversamm­
lungsbeschlusses vor früheren Satzungsregelungen oder Be­
schlüssen kann abbedungen werden, etwa um ein in der Sat­
zung verankertes Recht einer Aktionärsminderheit auf "ihren" 
Abwickler vor einer Aushöhlung durch eine nachträgliche 
Mehrheitsentscheidung der aktienbesitzenden Komplemen­
täre zu schützen. 
16) Siehe oben Text zu Fulln. 9. 

17) Sarz (Fulln. 7), §290 Anm. 6. 

18) Trotz seines pauschalen Hinweises. die Liquidation richte sich nach 

AktG, geht hiervon otl:enbar auch Richarlz (Fufln. 5), S. 32, aus. 

19) Hiervon geht auch BGH AG 1974. 187. 188 für den vergleichbaren Fall 

des Ausscheidens der Komplementäre anlässlich einer Umwandlung aus. 

20) Handelsregistereintragung der Auflösung (Art. 20 I), Sperrjahr (Art. 202), 

Haftung des Aufsichtsrats rur unrechtmäilige Auszahlungen (Art. 204) und Be­

stellung der Abwidder (Art. 205). 

21) v. Hahn, Commentar zum Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuch, 

Bd. 1,3. Aufl., 1879. Art. 205 § 1, S. 644. 

22) Siehe oben Fulln. 6. 

23) Gestützt w"d dieses Ergebnis durch die Überlegungen Wimpjheimm 

(Fußn. 5)' S. 21 fund Fußn. 13. Er weist nach, dass alte Liquidationsvorschrit: 

ten aus dem Personengesellschati:srecht heraus entwickelt wurden, weshalb die­

ses Recht zur Auslegung oder Lückenrullung heranzuziehen sei, soweit keine 

rechts form spezi tischen Besonderheiten bestünden. 

2-'1) Seihe, ZIP 1998, 770. 

25) Hitffir (Fußn. 7). §290 Rz. 1; Merlens (FuGn. 7), § 290 Rz. 8. 

26) Merlens (Fu!;n. 7). §290 Rz. 8; Sarz (FutSn. 7), §290 Anm. 2; Semler 

(FuGn. 8), §290 Rz. 13. 

27) Sem/er (FuGn. 8). §290 Rz. 13; ,Halens (Fußn. 7). §290 Rz. 8. 
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2. Die Vertretungsmacht der Abwickler 
Für die Vertretungsmacht der Abwickler einer KGaA gilt Ent­
sprechendes wie für die Abwickler einer AG.28l Die Satzung 
kann daher festlegen, ob die Abwickler einzel- oder gesamtver­
tretungsbefugt sein sollen. Es besteht außerdem die bereits be­
schriebene Möglichkeit, dass die Hauptversammlung oder ein 
entsprechend ermächtigter Aufsichtsrat eine derartige Rege­
lung trifft (vgl. §269 Abs. 2 und 3 AktG). Allerdings bedarf der 
Hauptversammlungsbeschluss, mit dem die Vertretungsrege­
lung festgelegt oder der Aufsichtsrat ermächtigt wird, nach 
§ 285 Abs.2 Satz 1 AktG der Zustimmung der Komplemen­
täre, denn es handelt sich um eine Angelegenheit, die bei der 
einfachen KG der Zustimmung aller Gesellschafter be­
dürfte. 291 
3. Der Fortsetzungsbeschluss 
Bis zur Verteilung des Vermögens können die Gesellschafter 
einen Fortsetzungsbeschluss fassen. Bei der KGaA richtet sich 
der Fortsetzungsbeschluss nach §278 Abs. 3, §274 AktG.30l Es 
ist anerkannt, dass über die in § 274 AktG aufgeführten Fälle 
hinaus auch bei den personengesellschaftsrechtlichen Auflö­
sungsgrunden des § 289 Abs. 1 AktG die Fortsetzung der Ge­
sellschaft beschlossen werden kann. Der Fortsetzungsbe­
schluss bedarf nach §285 Abs. 2 Satz 1 AktG der Zustimmung 
aller, das heißt auch der nicht geschäftsführungsbefugten 
Komplementäre.3\) Da das Erfordernis der Zustimmung bei­
der Gesellschaftergruppen aus dem KG-Recht stammt, unter­
liegt es grundsätzlich der Satzungsautonomie,32l so dass 
die Zustimmungsbedürftigkeit und Abstimmungserfordernisse 
grundsätzlich einer Satzungsregelung zugänglich sind. Aller­
dings sind die vom Personengesellschaftsrecht anerkannten 
Grenzen der gesellschaftsrechtlichen Vertragsfreiheit zu be­
achten.3.l 1 
In Bezug auf den Fortsetzungsbeschluss sind dies vor allem 
der Bestimmtheitsgrundsatz und der zusätzlich geltende341 
Grundsatz des Kembereichs der Mitgliedschaft. Nach dem Be­
stimmtheitsgrundsatz können die Gesellschafter grundsätzlich 
auf das Erfordernis einstimmiger Beschlussfassung innerha.lb 
der Gesellschaftergruppe der Komplementäre verzichten und 
eine Mehrheitsherrschaft vorsehen, sofern die davon betroffe­
nen Beschlussgegenstände und ihre Voraussetzungen ausrei­
chend deutlich Im Gesellschaftsvertrag festgelegt sind. 
Der Bestimmtheitsgrundsatz ist eine - der Gewährleistung ei­
nes ausreichenden Minderheitenschutzes dienende - Ausle­
gungsregel :3'1 Entscheidungen der Gesellschafter, durch die sie 
auf ihr Vetorecht verzichten, sind restriktiv auszulegen. Die 
generalklauselartige Zulassung der Mehrheitsherrschafi: deckt 
daher nur die laufende Geschäftsführung, nicht aber Grund· 
lagengeschäfte. 
Wird das Mehrheitsprinzip für Änderungen des Gesellschafts­
vertrags vereinbart, sind nur übliche Vertragsänderungen er­
fasst, nicht aber solche mit ungewöhnlichem Inhalt. Die Fort­
setzung der Gesellschaft fällt In die zuletzt genannte Katego­
rie, so dass die Zulassung der Mehrheitsherrschaft innerhalb 
der Gesellschaftergruppe der Komplementäre eine explizite 
Satzungsregelung erfordert. 
Dem Grundsatz des Kernbereichs der Mitgliedschaft kommt 
die Funktion zu, den Gesellschaftern ein unverzichtbares MI­
nimum an Rechten in der Gesellschaft zu garantieren, ohne 
dass die Mitgliedschaft völlig entwertet würde. Die Kernbe­
reichslehre dient damit auch dem Minderheitenschutz im 
Personengesellschaftsrecht. 3b) 
Entwickelt wurde die Lehre ursprünglich als bloße Schranke 
des Stimmrechtsausschlusses. Mittletweile hat sich eine Drei­
teilung des Kernbereichs in unverzichtbare, mehrheitsfeste 
und stimmrechtsfeste Rechte herausgebildet.37i 
Zum mehrheitsfesten Kembereich zu zählen ist jede Änderung 
im Bestand der Gesellschaft. Mehrheitsfeste Rechte können 
zwar im Gesellschaftsvertrag abbedungen oder modifiziert wer­
den, jedoch nicht gegen den Willen des Betroffenen:1") 
Im Unterschied zu den unverzichtbaren Rechten kann also 
die Zustimmung des Betroffenen auch schon im Gesellschafts· 
vertrag enthalten sein. Erforderlich ist jedoch, dass die dazu 
enthaltene Formulierung dem Bestimmtheitsgrundsatz ge­
nügt, um zu verhindern, dass über eine GeneralklauseI die 
schrankenlose Mehrheitsherrschaft eingeführt wird und es da­
mit zu einer Aushöhlung des Kernbereichs kommt. Der Be­
stimmtheitsgrundsatz ist also ein flankierender Schutz des 
Kernbereichs. 
Eine Regelung, die beim Fortsetzungsbeschluss die Mehrheits­
entscheidung innerhalb der Gesellschaftergruppe der Komple­
mentäre vorsieht, ist entsprechend diesen Erfordernissen zu­
lässig, sofern sie die Voraussetzungen, unter denen die Fortset­
zung erfolgen soll, ausreichend deutlich macht. Da die Kom­
plementäre persönlich haften, erscheint es zudem notwendig, 
dass ein Komplementär, der die Fortsetzung nicht mittragen 
will, aus der Gesellschaft ausscheiden kann. Denn ein Kom­
plementär darf nicht gegen seinen Willen in eine bereits aufge­
löste Gesellschaft "zurückgezwungen" werden. 
28) 5l'1hf. ZIP 1998. 770. 

29 ) Baum/wb/Ho/,I. HGB, 29. AuiL 1995, § 150 Rz. 4. 

30) Barz (Fußn, 7). §2li9 Anm, 18 

31) IIlalfm (Fußn. 71. §290 Rz. 5; 5fml,.,(FuGn, 8), §2'l0 Rz. 12. 

32) Srlh" (Fußn, 9). S 122 ii' 

33) DJZU 51'1/''' (Fußn. 'l), S. 115 ff 

34) Hall/allll.', ZGR 1996.103; HO/,I (Fußn. 29). § 119 Rz. 36. 

351 Mim'erständllCh ilt dIe Formulierun~ \'on BGH NJW 1988. 41t. mJn 

könne Jut den BestimmrhemgrundsJtz verzichten: dazu K S"hmidl, Gesell· 

schaltsrecht. 3. Aufl .. 1997. S. 466 und Marblfrgcr, ZGR 1989. 146 fL ableh· 

nend duch S(b!egdhcrga, ;\1,Ir/,w (FuGn. 12). § 11 q Rz. 23 m. w. ". 

301 So die Systematisierung \'on K S(hIllItIIIFu()n. 35). S. 477 Ir: S(bkgdb,'" 
gcr/M'lTlms (Fußn. 121. § Joq Rz. 16. 

37) VgL zu dieser Entv.xklung GM,d. Meiuheitsentsche,dungen ll1 Personen· 

g,esellscllJtien. 19'12. S. 17'1 f; HtrJlldnw. LnverZlchtb,lfe l'vfirl'erwdltunprech· 

le des Personengesellschafters. 1993. S 5 f: S"hkgd{JClgcr.''\[arIOl.' fFul>n. 121. 

§ 109 Rz. 16 f. § 11 Ci Rz. 24 If: S"billillg. 1l1: GroGkonll11. Z HGB. 4. Aull. § 163 

Rz. b I; 10. TeilweISe anders dllerdl:lgs die Termll1ologie der Redmpre(hun~. 

die vom runverfugbaren KernbereKh" und von .. unentziehb.lren Rechten" 

spricht. \'gl BGH "l\X' l Q85. 972, '173. dJZU E\x'iR 19~~. lS.\ rl\dkrnwllil 

und BGH ZIP 1985. 407, dJZU E\X',R lqö~. 181 11\.-Ilmll<l1ll11 GM,tI. JJO. 

S. 181 Il. will die DrelteiJung zugulllten eines ell1henIJchen Kernberelch'bc· 
gritfs Jutj,:eben. Ähnlich Juch das IntegrJtiomkomept \on R. Die 
Kernbereichslehre Im Recht der PersonenhJndelsgeselhchat:en. S. 124 
Ir HmIl1ll11l.'. adO. bezeichnet den Begnff als wenig ellldeurig. 
38) BGH ZIP 1994. lQ42. dazu E\X'iR 1995,73 (Pue'la); 1\. S,hllndl (Fußn. 33). 
S. 478 f: Sd{,( (FuGn. 9). S. 117 tr: teilweise abweichend FlIf/ll(. Allge111cll1er 
Ted des Bürgerlichen Rechts, Bd, 1/1. Die Personen!!esellschJIi. ]977, S. 213 
Ir. der Mehrheit,entscheidungen nur fur Gese!lschaftwertragsänderullgen mit 
korroratJvem Chdrakter zulassen will 
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IV. Verteilung des Liquidationsüberschusses unter den 
beiden Gesellschaftergruppen 
1. Gesetzlicher Regelfall 
Die Verteilung des Liquidationsüberschusses zwischen den 
Gesellschaftergruppen richtet sich nach dem Personengesell­
schaftsrecht. Fehlt eine besondere Vereinbarung, ist für die 
Verteilung der Anteil am Gesellschaftsvermögen maßgeblich 
(§ 155 HGB). Haben die Komplementäre keine gesonderten 
Vermögenseinlagen (vgl. §281 Abs.2 AktG) eingebracht und 
ist auch keine Beteiligung an den stillen Reserven der Gesell­
schaft vorgesehen, haben sie keinen Kapitalanteil. Auf die Ge­
sellschaftergruppe der Komplementäre entfällt damit kein An­
teil am Liquidationsüberschuss.3Q) Haben die Komplementäre 
dagegen eine Vermögenseinlage erbracht40) oder sind an den 
Reserven beteiligt, entscheidet das Verhältnis von Kapitalbe­
teiligung der Komplementäre zum Grundkapital über die Ver­
teilung des Liquidationsüberschusses zwischen beiden Gesell­
schaftergruppen. 
2, Abweichende Vereinbarungen 
Da sich die Verteilung des Vermögens zwischen Komplemen­
tären und der Gesamtheit der Kommanditaktionäre nach Per­
sonengesellschaftsrecht richtet, sind insoweit Regelungen in 
der Satzung zulässig (§ 278 Abs.2 AktG i. V. m. § 161 Abs.2, 
§ 145 Abs.l HGB):l) So kann die Übernahme des Gesell­
schaftsvermögens durch die Komplementäre mit Barabfin­
dung der Kommanditaktionäre vorgesehen werden.42) Auch 
können die Gesellschafter statt der gesetzlich vorgesehenen 
Veräußerung des Vermögens eine Teilung in Natur oder eine 
Versteigerung vereinbaren. Ebenfalls zulässig ist die Übertra­
gung des Vermögens auf eine neu zu gründende Gesellschaft 
oder einen Dritten (gegen entsprechende Abfindung).431 Aus­
geschlossen ist dagegen ein grundloser, einseitiger Ausschluss 
einer Gesellschaftergruppe von der Verteilung.44) 
V. Verteilung des jeweiligen Anteils am Überschuss 
innerhalb der Gesellschaftergruppen 
1. Verteilung unter den Komplementären 
Die Verteilung des Vermögens innerhalb der Komplementäre 
richtet sich nach Personengesellschaftsrecht, so dass die so­
eben dargestellten Grundsätze zur Verteilung innerhalb der 
Gesellschaftergruppen sich entsprechend übertragen lassen. 
Entscheidend für die Verteilung ist der Kapitalanteil der ein­
zelnen Komplementäre (§ 155 HGB). Dieser wird zumeist 
durch die Satzung näher bestimmt, da sich die Regelung der 
§§ 120 ffHGB als wenig praxisnah erwiesen hat.45l 
Besondere Erwähnung bedarf der sog. "Gesellschafter-Ge­
schäftsführer". Hierunter ist ein Komplementär ohne Vermö­
gensbeteiligung an der Gesellschaft zu verstehen. Dem Kom­
plementär wird weder ein Anteil am Vermögen der Gesell­
schaft noch das Recht zur Beteiligung mit einer Einlage einge­
räumt. Seine Entlohnung erfolgt über eine Tätigkeitsvergü­
tung und eine Risikoprämie für die Übernahme der persönli­
chen Hattung.46l Eine solche Gestaltung kann sich als notwen­
dig erweisen, um gesellschaftsfremde Dritte als vertretungs be­
rechtigte Mitglieder in die Geschäftsleitung aufnehmen zu 
können, da das Prinzip der Selbstorganschaft eine Bestellung 
von Nicht-Gesellschaftern zu Vertretern der KGaA verhindert. 
Um jedoch kompetente Manager zu gewinnen oder um bei 
plötzlichem Ausscheiden von persönlich haftenden Gesell­
schaftern (zum Beispiel Tod des Firmengründers) die Auflö­
sung der Gesellschaft zu vermeiden und gleichzeitig die Hand­
lungsfähigkeit der Gesellschaft sicherzustellen,47) bietet sich 
eine derartige Gestaltung des Auseinanderfallens von Gesell­
schaftersteIlung und Vermögensbeteiligung an.48) Sie ist be­
sonders häufig in Familiengesellschaften anzutreffen, die ein 
Nicht-Familienmitglied in die Geschäftsleitung aufnehmen, 
aber sicherstellen wollen, dass die Gesellschaft in Familien­
hand bleibt und dem Familienfremden im Falle eines Aus­
scheidens keine Abfindung zusteht.49l Gesellschafter-Ge­
schäftsführer sind entsprechend der Intention dieser Gestal­
tung von der Beteiligung am Liquidationsüberschuss ausge­
schlossen. 
2. Verteilung unter den Kommanditaktionären 
Die Verteilung innerhalb der Kommanditaktionäre richtet 
sich nach § 271 AktG, so dass die an anderer Stelle gemachten 
Ausfuhrungen über ergänzende Vereinbarungen zum Vertei­
lungsverfahren und die Verjährungl Ausschlussfrist entspre­
chend gelten.50) 
VI. Die Auswirkungen der Dreistufigkeit 
Zusammenfassend lässt sich damit feststellen, dass sich Stufe 
1 (Verfahren bis zur Verteilung des Liquidationsüberschusses) 
nach Aktienrecht und Stufe 2 (Verteilung des Liquidations­
überschusses unter den beiden Gesellschaftergruppen) nach 
39) Barz (Fußn. 7), §290 Anm. 1. 

40) In der Praxis iSl die Bedeumng dieser Einlagen zurückgegangen. Zu den 

Gründen Seihe (Fußn. 9). S. 185 f Da in jüngster Zeit vermehrt die vom BGH 

(ZIP 1997, 1027. dazu EWiR 1997. 1061 (Seihe) rur zulässig gehaltene Kapital­

gesellschaft & Co. KGaA empfohlen wird, bei der aus steuerlichen Gründen 

ein vorhandenes Unternehmen in Form der GmbH & Co. KG Komplementär 

wird und hohe Vermögenseinlagen übernimmt (vgl. etwa LadwiglMolle, DStR 

1996, 800, 806; dies .• DStR 1996. 842, 845; Hartei, OB 1992, 2329, 2334), 

könnte deren Bedeutung wieder zunehmen. 

41) Ausruhrlich dazu HOPI (Fu!~n. 29), § 145 Rz. 10 m. w. N.; Schlege/bergerl 

K. Schmidt(Fußn.12), § 145 Rz. 31 ff. 

42) Mertms(Fußn. 7), §290 Rz. 2; Semler(Fußn. 8), §290 Rz.13. 

43) Vgl. Schlege/bergerlK. Schmidt(Fußn. [2), § 145 Rz. 3! ff. 

44) Wenn schon ein grundloser Ausschluss beim Ausscheiden einzelner Ge­

sellschafter unzulässig ist (vgl. etwa SchlegtibergerlK. Schmidt (Fußn. 12), § 138 

Rz. 68 m. w. N.). gilt dies ersI recht rur die Liquidation. 

45) SetheiSchmidt-Diemitz, RlW 1994, 642, 645 m. w. N. 

46) K. Schmidt (Fußn. 35), S, 1376 f; dm., Zur Stellung der OHG im System 

der Handelsgesellschaften, 1972, S. 193 f; Hilber, Vermögensanteil, Kapilal­

anteil und Gesellschaftsanteil an Personengesellschaften des Handelsrechts, 

1970, S. 289 (beide zur Personengesellscha!1l. 

47) Huber (Fußn. 46), S. 289f. 

48) Vgl. beispielsweise die Sachverhalte von BGH BB [974.522 und BFH DB 

1984, 1076. Kübler, Gesellschaftsrecht, 4. Aul1., 1994, S. [99, nennt die bis 

1995 als KGaA organisierte BHF-Bank als Beispiel tur eine KGaA mit vor· 

standsähnlichen Komplementären; zur Zulässigkeit dieser Gestaltung bei der 

KGaA SeIhe (Fußn. 9), S. 138 ff m. w. N. auch zur Gegenansicht. 

49) Huber (Fußn. 46), S. 289 Ir; v. Falkenhaustn, in: RieggerlWeipert (Hrsg.), 

Münchener Handbuch des Gesellschati:srechls, 1991, Bd. 2, KG. § [9 Rz. 9; 

Barbasch. Ausgewählte Probleme der großen Familienkommanditgesellschaft, 

1989, S. 205 ff; s. a. Nirk, in: NirkJBrezing/Bächle. Handbuch der Aktienge­

sellschaft. Loseblatt. Rz. I 745; sowie ausruhrlich zur Gestaltung des Gesell­

schaftsvertrags Sigle, in: Festschrift Semler, 1993, S. 767. 

50) Seihe, ZIP 1998, 770. 
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Personengesellschaftsrecht richtet. Auf Stufe 3 (Verteilungs­
verfahren innerhalb der Gesellschaftergruppen) findet rur Ak­
tionäre §271 AktG und rur die Komplementäre § 155 HGB 
Anwendung. Diese Differenzierung erweckt den Eindruck, 
dass sich aus ihr auch gravierende Unterschiede in Bezug auf 
das Verteilungsverfahren ergeben. Dies ist jedoch nicht der 
Fall. Das aktienrechtliche Verteilungsverfahren nach §271 
AktG ist nicht abschließend geregelt und unterliegt deshalb ­
wie bereits festgestellt 5l ) der Disposition der Aktionäre im 
Wege der Satzungsregelung oder des Hauptversammlungsbe­
schlusses. Da die Verteilung unter den Komplementären eben­
falls dispositiv ist, bestehen insoweit keine Unterschiede. Die 
Satzungs inhalte in Bezug auf die Art der Auseinandersetzung 
(Teilung in Natur, Rückgewähr von Sacheinlagen, Versteige­
rung des Gesellschaftsvermögens statt Verkauf etc.) sind des­
halb nach § 155 HGB genauso zulässig wie nach §271 AktG. 
Sowohl im Aktienrecht als auch im Personengesellschaftsrecht 
unterliegt die Dispositionsbefugnis in Bezug aufdie Liquidati­
on gewissen Grenzen, die zwar nicht in der Herleitung, wohl 
aber im Ergebnis deckungsgleich sind. So lässt sich das aktien­
rechtliche Verbot der Ungleichbehandlung und des Entzugs 
von Sonderrechten ohne Zustimmung der Betroffenen auch 
im Personengesellschaftsrecht finden. Dort wird es aus dem 
Grundsatz des Kernbereichs der Mitgliedschaft und dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz52) hergeleitet. Der einzig wesent­
liche sachliche Unterschied zwischen den beiden anwendba­
ren Normenkomplexen besteht damit in der Beschlussfassung. 
Im Personengesellschaftsrecht gilt, soweit nichts anderes ver­
einbart wird, der Grundsatz der Einstimmigkeit (§ 119 Abs.l 
HGB), während im Aktienrecht für Beschlüsse die (unter Um­
ständen qualifizierte) Mehrheitsentscheidung vorgesehen ist. 
Dieser Unterschied wirkt sich zum einen bei einer Änderung 
des Gesellschaftsvertrags, zum anderen bei ad-hoc-Beschlüs­
sen während der Liquidation aus. 
VII. Sinn möglicher Satzungsregelungen zur Liquidation 
Die Ausfuhrungen zur Reichweite der Satzungsautonomie ha­
ben gezeigt, dass bei der KGaA die Satzungsautonomie im 
Hinblick aufdie Liquidation noch größer ist als bei der AG.53 ) 
Vor allem das Verhältnis der beiden Gesellschaftergruppen zu­
einander und das Rechtsverhältnis der Komplementäre unter­
einander können und sollten in der Satzung geregelt werden. 
Denn die gesetzlichen Vorgaben regeln nur den Fall der mit­
unternehmerisch tätigen Komplementäre angemessen; sonsti­
gen abweichenden Interessenlagen sollte daher mit einer Sat­

zungsregelung Rechnung getragen werden. 

In Bezug auf die AG wurde dargelegt,54) dass den Aktionären 

das Recht zusteht, sich durch mit einfacher Mehrheit gefass­
tem Beschluss über bestimmte Satzungsregelungen hinwegzu­
setzen, die die Person des Abwicklers, seine Vertretungsmacht 
oder das Verteilungsverfahren betreffen. Das lässt sich nicht 
ohne weiteres auf die KGaA übertragen. So unterscheidet sich 
die Regelung über die Bestellung der Abwickler wesentlich 
von den Vorschriften in Bezug auf die AG. Außerdem bedür­
fen bei der KGaA grundlegende Entscheidungen immer der 
Zustimmung beider Gesellschaftergruppen. Ein Vorrang des 
Hauptversammlungsbeschlusses vor der Satzungsregelung 
kann bei der KGaA nur in Betracht kommen, soweit die Kom­
plementäre nicht betroffen sind. Ansonsten bedarf ein solcher 
vorrangiger Hauptversammlungsbeschluss ihrer Zustimmung. 
Soweit ein Vorrang des Gesellschafterbeschlusses vor der Sat­
zungsregelung besteht (Vertretungsmacht der Abwickler und 
Verteilungsverfahren) stellt sich die Frage nach dem Sinn 
möglicher Satzungsregelungen. Bei der Beantwortung sind 
zwei Teilkomplexe zu unterscheiden. 
(1) Zunächst ist festzuhalten, dass der Vorrang des Gesell­
schafterbeschlusses vor der Satzung nicht alle Bereiche der Li­
quidation betriffiY) Damit sind die Gesellschafter bei sonsti­
gen Entscheidungen im Rahmen der Liquidation (zum Bei­
spiel Fortsetzungsbeschlüsse, Bestimmung der Kapitalanteile 
der beiden Gesellschaftergruppen der KGaA) an die Satzung 
gebunden und können diese Bindung nur im beschwerliche­
ren Wege der Satzungsänderung beseitigen. Insoweit machen 
Satzungsregelungen also durchaus Sinn. 
(2) Soweit ein Vorrang des Gesellschafterbeschlusses vor der 
Satzungsregelung besteht, ist zu differenzieren: Die Existenz 
des Vorrangs bedeutet nicht automatisch, dass die Gesellschaf­
ter auch davon Gebrauch machen, so dass Satzungsregelun­
gen keineswegs von vornherein überflüssig sind. Des Weiteren 
ist zu beachten, dass die Gesellschafter mit einem Beschluss 
weder den Grundsatz der Gleichbehandlung verletzen dürfen, 
noch Sonderrechte einzelner Gesellschafter entziehen kön­
nen, ohne dass die Betroffenen zustimmen. Soweit also im 
Verteilungsverfahren einzelnen Aktionären Sonderrechte ge­
währt werden (zum Beispiel Rückgc:währ einer Sacheinlage in 
Natur), greift der "Vorrang" nur ein, wenn die Zustimmung 
des Betroffenen vorliegt. 
Im Ergebnis sind Satzungsregelungen zur Liquidation also 
durchaus sinnvoll, da sie in der Mehrzahl der Fälle schon rein 
faktisch Bestand haben werden. Zudem unterliegt der Vorrang 
beim Verteilungsverfahren rechtlichen Schranken. 
VIII. Zusammenfassung 
1. Satzungsregelungen zur Liquidation einer KGaA sind in 
weit größerem Umfang als bei der AG zulässig, da weite Berei­
che der Liquidation dem Personengesellschaftsrecht unterfal­
len, so dass insoweit §23 Abs. 5 AktG nicht zur Anwendung 
kommt. 
2. Die Liquidation einer KGaA erfolgt in drei Phasen: 
(1) In Phase 1, dem Verfahren bis zur Verteilung des Liquida­
tionsüberschusses, gelten die §§264 ff AktG. Der Satzungs­
spielraum entspricht dem der AG, darüber hinaus erlaubt 
§290 AktG weiter gehende Satzungsregelungen zur Bestellung 
der Abwickler der KGaA. 
(2) Die Verteilung des Liquidationsüberschusses unter den 
beiden Gesellschaftergruppen (Phase 2) richtet sich nach den 
Bestimmungen des HGB. Maßstab der Verteilung sind die 
51) Seth<" ZIP 1998.770. 
52) Zu beldem Se/hf (Fußn 9). S, 117 f!~ 122 m, w. N 
53) Dazu SeIhe. ZIP 1998,770. 
54) Dazu Sahe. ZIP 1'198, 770. 
55) Bei der KGaA lässt sich der Vorrang bei der Bestellung der Abwickler zu­
dem ausschließen (s. o. Jll 1 a. E.) 
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Kapitalanteile der Gesellschaftergruppen. Satzungsregelungen 
über die Art der Verteilung (Übernahme durch eine Gesell­
schaftergruppe, Teilung in Natur, Versteigerung) sind mög­
lich. Ein willkürlicher Ausschluss einer Gesellschaftergruppe 
von dem auf sie entfallenden Erlös ist unzulässig. 
(3) In Phase 3, der Verteilung des jeweiligen Anteils am Über­
schuss innerhalb der Gesellschaftergruppen, gilt fur die Kom­
plementäre das Personengesellschaftsrecht, fur die Komman­
ditaktionäre §271 AktG. Da das Personengesellschaftsrecht 
dem Grundsatz der Vertragsfreiheit unterliegt, ist der Sat­
zungsspielraum entsprechend groß. Für die Kommanditaktio­
näre gilt der Satzungsspielraum des §271 AktG.56) 
Die Verteilung des Liquidationsüberschusses innerhalb der 
bei den Gesellschaftergruppen richtet sich zwar nach unter­
schiedlichen Normen (§ ISS HGB einerseits, §271 AktG ande­
rerseits). Die sich daraus ergebenden sachlichen Unterschiede 
sind jedoch gering. Abweichungen lassen sich nur in Bezug 
auf die Beschlusserfordernisse feststellen. 
3 . Trotz des in einigen Bereichen anerkannten Rechts der Ge­
sellschafter, sich über Satzungsregelungen zur Liquidation 
durch einfachen Beschluss hinwegzusetzen, ist es sinnvoll, die 
Liquidation bereits in der Satzung zu regeln. 
56) Dazu Seiht, ZIP 1998, 770. 
Rechtsprechung 

Die Entscheidungen werden ungekürzt veröffentlicht. AusnahmsweIse vorgenommene Kürzungen werden gekennzeichnet, nennenswertere durch die Überschrift 
.Aus den Gründen" statt .Gründe" oder .Entscheidungsgninde". Erheblich gekürzte oder von der Redaktion verfasste Tatbestande werden durch die Überschrift 
.Zum Sachverhalt" kenntlich gemacht. Hinzurugungen der Redaktion, insbesondere von ZIp· und EWiR-Fundstellen, sind kursiv gesetzt. Entscheidungen der Unte­
ren und mittleren Instanzen werden als .nicht rechtsktäftig" oder .rechtskräftig" gekennzeichnet unabhängig davon, ob gegen sie ein Rechrsmittel überhaupt zulässig 
war. Enrscheidungen, die mit einem .+" versehen sind, sind rur die Veröffentlichung in der amtlichen Sammlung des betreffenden Gerichts vorgesehen. 
I. Rechtsprechung zum Bank- und Kreditsicherungsrecht 
HWiG § 1 Abs.1; RL 577/85/EWG Art. 1 Abs.1 

Kein Haustürgeschäft bei in der Wohnung abgeschlosse­

nem Bürgschaftsvertrag zur Sicherung einer nicht als Haus­

türgeschäft eingegangenen Verbindlichkeit ("Dietzinger") 

BGH, Urt. v. 14.5.1998 - IX ZR 56/95 (OLG München) + 
Leitsatz des Gerichts; 
Ein Bürgschaftsvertrag, der zur Absicherung einer Verbind­
1ichkeit geschlossen wird. die der Hauptschuldner im Rah­
men seiner Erwerbstätigkeit eingegangen ist, ist kein Ge­
schäft im Sinne des § 1 Abs.l HWiG. Dasselbe gilt, wenn 
der Hauptschuldner die durch die Bürgschaft gesicherte 
Verbindlichkeit zwar als Verbraucher, jedoch nicht im 
Rahmen eines Haustürgeschäfts eingegangen ist. 
Tatbestand: 
Der Beklagte übernahm durch schriftliche Erklärung vom 11. Septem­
ber 1992 die selbstschuldnerische Bürgschaft für die Verbindlichkei­
ten seiner Eltem gegenüber der Klägerin (einer Bank) bis zum Höchst­
betrag von 100000 DM. Der Vater des Beklagten betrieb ein Bauun­
ternehmen, für das die Klägerin unter anderem einen Kontokorrent­
kredit eingeräumt hatte. Zur Abgabe der Bürgschaftserklärung kam es 
im Hause der Eltem des Beklagten, die ein Angestellter der Klägerin 
nach telefonischer Absprache mit der Mutter des Beklagten aufge­
sucht hatte. Über ein Recht, die Bürgschaftserklärung zu widerrufen, 
wurde der Beklagte nicht belehrt. Im Mai 1993 kündigte die Klägerin 
alle den Eltern des Beklagten eingeräumten Kredite, die sich damals 
insgesamt auf mehr als 1,6 Mio. DM beliefen, mit sofortiger Wirkung. 
Die Klägerin hat den Beklagten auf Zahlung eines Teilbetrages von 
50000 DM aus der Bürgschaft in Anspruch genommen. Der Beklagte 
hat die Bürgschaftserklärung nach den Bestimmungen des Gesetzes 
über den Widerruf von Haustürgeschäften und ähnlichen Geschäften 
vom 16. Januar 1986 widerrufen. Er hat Widerklage auf Feststellung 
erhoben, dass der Klägerin auch über den eingeklagten Betrag hinaus 
keine Ansprüche aus der Bürgschaft gegen ihn zustünden. Das Land­
gericht hat der Klage stattgegeben und die Widerklage abgewiesen. 
Das Berufungsgericht hat umgekehrt entschieden. 
Entscheidungsgrunde: 
Die Revision der Klägerin fuhrt zur Aufhebung und Zurück­
verweisung. 
I. Das Berufungsgericht hat einen Anspruch der Klägerin aus 
der Bürgschaftserklärung des Beklagten mit der Begründung 
verneint, dieser habe den Bürgschaftsvertrag nach den Vor­
schriften des Haustürgeschäfi:ewiderrufSgesetzes wirksam wi­
derrufen. Dem kann aus Rechtsgründen nicht gefolgt werden; 
jenes Gesetz ist auf einen Bfugschaftsvertrag von der Art, wie 
er hier geschlossen worden ist, nicht anwendbar. 
1. Der Senat hat in früheren Urteilen entschieden, dass die 
Bürgschaft kein auf eine entgeltliche Leistung gerichteter Ver­
trag im Sinne des § 1 Abs.1 HWiG sei, weil sie eine eigene, 
von de~enigen des Schuldners verschiedene, einseitig über­
nommene Verbindlichkeit des Bürgen begründe (BGHZ 113, 
287, 288 = ZIP 1991, 223, dazu EWiR 1991, 483 (GiOes); 
BGH, Urt. v. 28.5.1991 - IX ZR 260/90, ZIP 1991, 786 = 
